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Fachliche Schlussfolgerungen  

aus dem F+E-Vorhaben zur Getrenntsammlung von Bioabfällen 

 

Vorbemerkung 

Zentrales Element des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) vom 24.02.2012 (BGBl. I S. 

212) ist die von der Richtlinie 2008/98/EG (EU- Abfallrahmenrichtlinie) vorgegebene fünfstu-

fige Abfallhierarchie. Damit wird das Recycling gegenüber anderen Verwertungsarten deut-

lich gestärkt. Zudem sollen nach Artikel 22 der EU-Abfallrahmenrichtlinie geeignete Maß-

nahmen getroffen werden, um u. a. die getrennte Sammlung von Bioabfällen zum Zwecke 

der Vergärung und Kompostierung zu fördern. 

Um auch die Nutzung der Bioabfälle unter Ressourcenaspekten zu optimieren, enthält das 

KrWG in § 11 die Pflicht, überlassungspflichtige Bioabfälle zum Zwecke einer hochwertigen 

Verwertung spätestens ab dem 01.01.2015 getrennt zu sammeln. Daneben bietet §12 KrWG 

die Grundlage für weitere flankierende Regelungen zur Bioabfallverwertung. 

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) hatte 

im Jahre 2010 und 2012 zwei Forschungsvorhaben* initiiert, um zu prüfen, ob und ggf. wel-

che ergänzenden Anforderungen an die Getrenntsammlungspflicht und hinsichtlich die Bio-

abfallverwertung flankierender Regelungen zu treffen sind. Diese wissenschaftlichen Unter-

suchungen u. a. zur Ökobilanz der Bioabfallverwertung, zu den noch bestehenden Getrennt-

sammlungspotenzialen und den wirtschaftlichen Aspekten der verstärkten Getrenntsamm-

lung von Bioabfällen wurden in Fachkreisen erörtert. Die Erkenntnisse aus den Forschungs-

vorhaben und dem Dialog bilden die Grundlage für die weiteren Arbeitsschritte. Das BMUB 

geht dabei von den nachfolgend dargestellten Erkenntnissen aus. 

 

Konkretisierung von § 11 Absatz 1 KrWG nicht erforderlich 

Die in § 11 Absatz 1 KrWG festgelegte Pflicht zur Getrenntsammlung überlassungspflichtiger 

Bioabfälle ist hinreichend bestimmt und umfassend; eine Konkretisierung im Rahmen der 

geplanten Ablöseverordnung der Bioabfallverordnung („neue Bioabfallverordnung“) ist nicht 

erforderlich. 

Im Hinblick auf die normierten Getrenntsammlungs- und Verwertungspflichten der Bioabfälle 

werden die bereits aus dem vorherigen KrW-/AbfG bekannten, z. T. unbestimmten Rechts-

begriffe verwendet. 

                                                           
*
 Forschungsvorhaben: 

a) Optimierung der Verwertung organischer Abfälle, Umweltforschungsplan des Bundesministeri-
um für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, Forschungskennzahl 370933340, Januar 
2012, veröffentlicht in der Reihe Texte des Umweltbundesamtes Nr. 31/2012, Juli 2012; 

b) Verpflichtende Umsetzung der Getrenntsammlung von Bioabfällen, Umweltforschungsplan des 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, Forschungskennzahl 
371233328, noch nicht veröffentlicht 
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Die Getrenntsammlungspflicht betrifft die überlassungspflichtigen Bioabfälle aus privaten 

Haushaltungen, d. h. die in § 3 Absatz 7 KrWG definierten Bioabfälle aus dem häuslichen 

Bereich, also im Wesentlichen die Grünabfälle (Gartenabfälle – Grün-, Strauch und Baum-

schnitt) sowie die Nahrungs- und Küchenabfälle, die in der Regel über die Biotonne gesam-

melt werden. 

Die Pflicht zur getrennten Sammlung der überlassungspflichtigen Bioabfälle besteht nach 

dem KrWG stets, soweit dies zur Erfüllung der Anforderungen des § 7 Absatz 2 bis 4 und 

des § 8 Absatz 1 erforderlich ist. Danach sind Bioabfälle getrennt zu sammeln, wenn dies im 

Hinblick auf den gesetzlichen Vorrang der Abfallverwertung und eine hochwertige Verwer-

tung (Abfallhierarchie, s. § 6 Absatz 1 KrWG) notwendig sowie technisch möglich und wirt-

schaftlich zumutbar ist. 

Insgesamt bietet § 11 Absatz 1 KrWG auch die notwendigen Spielräume, spezifischen regio-

nalen und örtlichen Gegebenheiten Rechnung zu tragen. 

 

Getrenntsammlungspflicht umfassend und flächendeckend 

Die Getrenntsammlungspflicht gilt für alle im jeweiligen Gebiet des öffentlich-rechtlichen Ent-

sorgungsträgers anfallenden überlassungspflichtigen Bioabfälle. Freiwillige Anschlusslösun-

gen und ein Anschluss lediglich von Teilgebieten im Bereich des öffentlich-rechtlichen Ent-

sorgungsträgers an die getrennte Bioabfallsammlung sind in der gesetzlichen Bestimmung 

nicht vorgesehen und würden weitgehend lediglich den bestehenden Status Quo festschrei-

ben. Ebenso wenig entspricht eine von vornherein bedingte Anlehnung an eine bestimmte 

Mindest-Einwohnerdichte den gesetzlichen Anforderungen. 

Einschränkungen der Getrenntsammlungspflicht können sich allerdings im Einzelfall im 

Rahmen der Prüfung zur technischen Möglichkeit und wirtschaftlichen Zumutbarkeit sowie im 

Hinblick auf die Rangfolge und Hochwertigkeit der Verwertungsmaßnahmen ergeben (s.u.). 

Zur Umsetzung der gesetzlichen Getrenntsammlungspflicht wird regelmäßig ein Anschluss- 

und Benutzungszwang an die Getrenntsammlungssysteme (Biotonne) mit Festlegung eines 

Mindestbehältervolumens erforderlich sein (mit Befreiungsmöglichkeit bei nachgewiesener 

Eigenverwertung, s. § 17 Absatz 1 Satz 1, 2. Teilsatz, KrWG). So hat sich ein Zusammen-

hang zwischen bereitgestelltem Behältervolumen und der dadurch eingesammelten häusli-

chen Bioabfallmenge gezeigt (s. o. Fußnote, 2. Forschungsvorhaben). 

 

Keine Sammlungsquoten oder gegenseitige „Aufrechnung“ von Bioabfällen und Grünabfällen 

Eine Vorgabe von Quoten oder Zielquoten im Hinblick auf getrennt zu sammelnde Bioabfälle 

(Mindestmenge) oder hinsichtlich des organischen Anteils im Restabfall (Höchstmenge) zur 

Erfüllung der gesetzlichen Getrenntsammlungspflicht ist in der gesetzlichen Regelung nicht 

vorgesehen. Eine bundesrechtliche quantitative Vorgabe ist auch fachlich nicht angezeigt, da 

dies den regionalen/örtlichen Gegebenheiten nicht angemessen Rechnung tragen würde. So 

wäre eine bundesweit vorgegebene Quote aufgrund der bestehenden und auch weiterhin zu 

erwartenden sehr großen Spannbreite der örtlich getrennt gesammelten Bioabfallmengen 

kaum möglich und nicht zielführend. Schließlich würde eine Orientierung auf leichter erziel-

bare, eher niedrige Quoten im Hinblick auf getrennt gesammelte Bioabfälle bedeuten, dass 

ein hohes Potenzial ungenutzter Bioabfälle verbleibt. 
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Hohe Mengen an gesammeltem Grünschnitt machen eine Separatsammlung von Küchenab-

fällen nicht entbehrlich (und umgekehrt); die beiden Bioabfallkategorien können nicht etwa 

gegeneinander aufgerechnet werden. Eine solche Aufrechnung wäre weder vom KrWG noch 

von der abfallwirtschaftlichen Zielsetzung der EU-Abfallrahmenrichtlinie gedeckt.  

 

Technische Möglichkeit und wirtschaftliche Zumutbarkeit 

Mit der explizit geregelten Getrenntsammlungspflicht des § 11 Absatz 1 KrWG hat der Ge-

setzgeber die Grundentscheidung getroffen, dass die getrennte Sammlung der Bioabfälle 

nicht nur für deren hochwertige Verwertung erforderlich ist, sondern auch, dass die Erfüllung 

der Pflicht regelmäßig technisch möglich sowie wirtschaftlich zumutbar ist (§ 7 Absatz 4 

KrWG). Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass den betroffenen öffentlich-recht-

lichen Entsorgungsträgern eine angemessene Übergangszeit (01.01.2015) gewährt worden 

ist. Gleichwohl können im Einzelfall Sachverhalte vorliegen, die Anlass geben für eine be-

sondere Prüfung der technischen Möglichkeit und wirtschaftlichen Zumutbarkeit der Pflichter-

füllung. Die hierfür maßgeblichen Umstände sind vom betroffenen öffentlich-rechtlichen Ent-

sorgungsträger darzulegen. Sollte die ökologisch „beste“ Getrenntsammlungslösung nicht 

darstellbar sein, muss aufgrund des generellen Getrenntsammlungsgebotes die „zweitbeste“ 

Lösung gefunden und durchgeführt werden. Eine vollständige Befreiung von der Pflicht 

kommt nicht in Betracht. 

Hiervon ausgehend, können für typische Konstellationen folgende Grundaussagen getroffen 

werden: 

Eine getrennte Sammlung der Bioabfälle – im Hol- oder Bringsystem – ist mit Blick auf die 

vielerorts bereits durchgeführten Getrenntsammlungen generell als technisch möglich anzu-

sehen; ebenso ist die technische Möglichkeit der Verwertung getrennt gesammelter Bioabfäl-

le regelmäßig gegeben. Ein Anlass zur Prüfung der technischen Möglichkeit der getrennten 

Sammlung wäre allenfalls denkbar in Ausnahmefällen, in denen die örtlichen Gegebenheiten 

diese gar nicht oder nur sehr erschwert zulassen, wie beispielsweise eine äußerst enge Alt-

stadtbebauung, bei der der erforderliche Platz für eine Biotonne und/oder deren Abfuhr nicht 

vorhanden ist. Dabei ist aber zu berücksichtigen, dass in solchen Gebieten meist vor allem 

Nahrungs- und Küchenabfälle und kaum Grünabfälle anfallen, so dass auch in solchen un-

günstigen Bereichen zu prüfen wäre, ob alternative Getrenntsammlungssysteme möglich 

sind, wie z. B. mittels Bioabfallsäcken/-beuteln. 

Ebenso ist davon auszugehen, dass die getrennte Sammlung und Verwertung der Bioabfälle 

in aller Regel wirtschaftlich zumutbar ist (s. o.) Die wirtschaftliche Zumutbarkeit wird nicht 

dadurch in Frage gestellt, dass durch die Getrenntsammlung und Verwertung von Bioabfäl-

len gegenüber deren Erfassung mit dem Restabfall und Beseitigung nach dem KrWG höhere 

Kosten anfallen. Nach der gesetzlichen Wertung  des § 7 Absatz 4 KrWG sind höhere Kos-

ten zu tolerieren, soweit sie nicht außer Verhältnis zu den Kosten der Beseitigung stehen. 

Zudem ist für die Kostenbelastung der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger (s. § 20 Ab-

satz 1 KrWG) nicht allein auf einen Kostenvergleich der Entsorgungsarten abzustellen, son-

dern auf die Auswirkungen auf den kommunalen Gebührenhaushalt. Die aus einer Getrennt-

sammlung resultierenden Mehrkosten müssen jedoch für den Gebührenschuldner zumutbar 

sein. Maßgeblich ist die konkrete Situation im Einzelfall, wobei die gesetzlichen Wertungen  

(Vorrang der Verwertung vor der Beseitigung § 7 Absatz 2 Satz 2 KrWG, Kriterien des § 6 

Absatz 2 KrWG, Zumutbarkeitsgrenze der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger § 20 Ab-

satz 1 KrWG)  zugrunde zu legen sind. 
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So kann es in Gebieten, in denen bislang noch gar keine getrennte Sammlung und Verwer-

tung von Bioabfällen erfolgt, zu deutlichen Kosten- und Gebührensteigerungen kommen, 

ohne dass dies automatisch als wirtschaftlich unzumutbar anzusehen ist. Hierbei ist auch zu 

berücksichtigen, dass das KrWG den betroffenen Entsorgungsträgern bereits einen ange-

messenen Anpassungszeitraum gewährt hat. 

 Bei extrem dünn besiedelten Regionen können sich hingegen möglicherweise überproporti-

onale Kosten- und Abfallgebührensteigerungen ergeben, die zu einer Prüfung der wirtschaft-

lichen Zumutbarkeit besonderen Anlass geben können. Dabei ist eine sehr geringe Einwoh-

nerdichte (Einwohner/km²) allein jedoch kein taugliches Kriterium, da sich diese sowohl bei 

überwiegend geschlossener Siedlungsstruktur als auch bei verstreut gelegenen Einzelgehöf-

ten ergeben kann. 

 

Rangfolge und Hochwertigkeit der Verwertungsmaßnahmen 

Nach der fünfstufigen Abfallhierarchie (s. § 6 Absatz 1 KrWG) hat die Verwertung grundsätz-

lich Vorrang vor der Beseitigung und innerhalb der Verwertung das Recycling grundsätzlich 

Vorrang vor der sonstigen, insbesondere energetischen Verwertung der Bioabfälle. Im Rah-

men der Verwertung hat insgesamt die Maßnahme Vorrang, die den Schutz von Mensch und 

Umwelt am besten gewährleistet und möglichst hochwertig ist; dies gilt auch abweichend von 

der Reihenfolge der Abfallhierarchie. Hierbei sind auch die Behandlungs- und Herstellungs-

prozesse und deren Emissionen einzubeziehen. Einfachlösungen, wie beispielsweise eine 

schlichte offene Kompostierung von Bioabfällen, entsprechen regelmäßig nicht einer hoch-

wertigen Verwertung. 

Für eine hochwertige Verwertung oder auch kombinierte Verwertungen („Kaskadennutzung“) 

der Bioabfälle ist deren getrennte Sammlung in aller Regel erforderlich. Zusammen mit ande-

ren Materialien (gemischt) erfasste oder nachträglich z.B. aus dem Restmüll heraussortierte 

biogene Abfallstoffe weisen nicht die erforderliche Qualität und „Reinheit“ für eine hochwerti-

ge Verwertung auf; dies gilt umso mehr, je feuchter die erfassten Bioabfälle sind (z. B. Kü-

chen- und Speiseabfälle) . Insofern ist es im Hinblick auf die Getrenntsammlungspflicht der 

Bioabfälle i. d. R. nicht von Belang, welcher Verwertungsmaßnahme auf welcher Stufe der 

Abfallhierarchie die Bioabfälle zugeführt werden. 

Abweichend vom Grundsatz der Abfallhierarchie entfällt der Verwertungsvorrang aus-

nahmsweise, wenn die Beseitigung der Abfälle den Schutz von Mensch und Umwelt besser 

gewährleistet. Dies dürfte jedoch bei Bioabfällen mit der Folge, auf eine Getrenntsammlung 

zu verzichten, kaum in Frage kommen und wäre im Einzelfall - insbesondere im Hinblick auf 

die in § 6 Absatz 2 Satz 3 KrWG aufgeführten Kriterien - zu belegen. 

  

Anforderungen an die Vermeidung von Bioabfällen 

Gemäß den Hierarchievorgaben des europäischen und nationalen Abfallrechtes gilt auch für 

Bioabfälle zunächst das Gebot der Abfallvermeidung. Die Vermeidung von Bioabfällen betrifft 

in diesem Kontext insbesondere die Vermeidung von Lebensmittelabfällen. Flankierend zu 

dem von der Bundesregierung am 31.07.2013 beschlossenen Abfallvermeidungsprogramm, 

in dem auch einzelne Maßnahmen der Bioabfallvermeidung enthalten sind, wurden durch ein 

gesondertes Forschungsvorhaben des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft 
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und Verbraucherschutz das Vermeidungspotential bei Nahrungsmitteln ermittelt und Hand-

lungsstrategien zur Reduzierung der Verschwendung von Lebensmitteln aufgezeigt.  

Das BMUB beabsichtigt allerdings nicht, für die neue Bioabfallverordnung rechtlich bindende 

Anforderungen an die Vermeidung vorzusehen. Verbindliche Vermeidungsvorgaben für Le-

bensmittelabfälle müssten sich auf verhaltenslenkende Regelungen mit Blick auf die Ver-

braucher und den Handel sowie auf die Produktion von Lebensmitteln beziehen. Dies ist 

allerdings nicht Gegenstand des Abfallrechts. Insofern ist im KrWG auch keine Rechtsgrund-

lage für bioabfallvermeidende Regelungen vorgesehen. 

Die neue Bioabfallverordnung soll sich – wie bisher – auf die Bioabfälle erstrecken, die tat-

sächlich angefallen sind und die einer hochwertigen Verwertung zugeführt werden sollen. 

 

Ausweitung des Anwendungsbereichs, stoffstromlenkende Vorgaben 

Sachliche Anknüpfungspunkte der neuen Bioabfallverordnung sind – wie bisher – zum einen 

die Bioabfälle, die in Umsetzung des in § 11 Absatz 1 KrWG normierten Getrenntsamm-

lungsgebotes gesammelt werden, zum anderen die Bioabfälle, die im gewerblichen und in-

dustriellen Bereich erzeugt und getrennt erfasst werden. 

Im Gegensatz zu dem bisher als Rechtsgrundlage herangezogenen ehemaligen § 8  KrW-

/AbfG mit eingeschränktem Anwendungsbereich für Regelungen zur Verwertung von Bioab-

fällen (lediglich „als Düngemittel auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich und gärtnerisch 

genutzte Böden“) können nunmehr generell Anforderungen an jegliche Art der Verwertung 

von Bioabfällen aufgestellt werden. Danach sollen die verschiedenen – regelungsbedürftigen 

– Verwertungsmöglichkeiten von Bioabfällen in Betracht gezogen werden, wie Erzeugung 

von Energieträgern (Biogas, Biokraftstoff), Herstellung von Dünge- und Bodenverbesse-

rungsmitteln (Gärrückstand, Kompost, bioabfallhaltige Gemische) zum Aufbringen auf Böden 

und energetische (thermische) Nutzung beispielsweise holziger Bioabfälle. Zudem sollen, 

abhängig von der Art, Beschaffenheit und Herkunft, stoffstromspezifische und -lenkende An-

forderungen an die Hochwertigkeit der Verwertung der jeweiligen Bioabfallarten einschließ-

lich möglicher Kaskadennutzungen einbezogen werden (z. B. Vergärung zur Biogasgewin-

nung und Kompostierung der Gärrückstände zur bodenbezogenen Verwertung). 

 

Eigenverwertung („Eigenkompostierung“) von Bioabfällen 

Eine Festlegung spezifischer Anforderungen an die Eigenverwertung überlassungspflichtiger 

Bioabfälle („Eigenkompostierung“, s. § 17 Absatz 1 Satz 1, 2. Teilsatz, KrWG) ist fachlich 

geboten. Die Eigenkompostierung an sich ist für die gesetzlich mögliche Freistellung von der 

Überlassungspflicht noch nicht ausreichend, da diese lediglich eine Behandlung der Bioab-

fälle darstellt. Vielmehr muss gewährleistet sein, dass die selbst hergestellten Bioabfallkom-

poste tatsächlich eigenverwertet werden, d. h. ausreichende Aufbringungsflächen (z. B. 

Nutzgarten) auf einem eigengenutzten Grundstück vorhanden sind, um den erzeugten Kom-

post auch umweltverträglich nutzen zu können. 

Dabei kann die gesetzlich mögliche Freistellung von der Überlassungspflicht jedoch nicht für 

alle in privaten Haushaltungen anfallenden Bioabfälle zum Tragen kommen. Für eine Eigen-

verwertung („Eigenkompostierung“) sind nicht alle dort anfallenden Bioabfälle geeignet, wie 

beispielsweise gekochte Speisereste, Fleisch- und Fischreste. Solche Bioabfälle haben aber 
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ein hohes Gasbildungspotential, so dass sie über die Biotonne getrennt gesammelt und nicht 

über die Restmülltonne entsorgt werden sollen, um das energetische und auch stoffliche 

Potenzial dieser Abfälle auszuschöpfen. Mithin bedeutet die Eigenverwertung („Eigenkom-

postierung“) nicht zwangsläufig, dass auf die Ausstattung der jeweiligen Haushalte mit einer 

Biotonne verzichtet werden kann. 

 

Beendigung der Gartenabfallverbrennung, illegale Entsorgungen 

Die in manchen Regionen noch praktizierte Verbrennung von überlassungspflichtigen Gar-

tenabfällen soll beendet werden. Hierbei handelt es sich um eine bloße Beseitigung der Gar-

tenabfälle, so dass die gesetzlich vorgesehene Freistellung von der Überlassungspflicht 

mangels Vorliegen der Voraussetzung „Eigenverwertung“ nicht zur Anwendung kommen 

kann. Durch diese einfache Art der Abfallbeseitigung wird wertvolle Biomasse vernichtet; 

zudem erfolgt dies auch nicht umweltverträglich, da hiermit weder klima- noch immissions-

schutzbezogenen Aspekten Rechnung getragen wird. Schließlich besteht auch kein abfall-

wirtschaftliches Bedürfnis für eine derartige Verbrennung, da diese Bioabfälle regelmäßig 

hochwertigen Verwertungen zugeführt werden können.  

Ferner werden Gartenabfälle oftmals nach wie vor im Wald oder an Wegrändern entsorgt. 

Hierbei handelt es sich ebenfalls um eine Abfallbeseitigung, da bei derart abgelagerten Gar-

tenabfällen das Nutzenpotenzial nicht ausgeschöpft wird. Diese Art „Abfallentsorgung“ ist 

zudem bereits wegen Verstoßes gegen die Überlassungspflicht unzulässig. 

 

Ende der Abfalleigenschaft bei bestimmten Bioabfallkomposten und -gärrückständen 

Soweit für kompostierte und vergorene Bioabfälle unter bestimmten Voraussetzungen, mit 

bestimmten Qualitätsmerkmalen und für bestimmte Verwertungszwecke aufgrund von EU-

Entscheidungen das Ende der Abfalleigenschaft festgelegt wird, unterliegen diese nicht mehr 

den abfallrechtlichen Bestimmungen. In der neuen Bioabfallverordnung sollen diese Kriterien 

einbezogen werden. 

 

Schnittstelle zum Düngerecht, Schadstoffgrenzwerte 

Durch das neue KrWG wurde die „Schnittstelle“ zum Düngemittelrecht im Sinne einer Ver-

einheitlichung der Qualitätsanforderungen neu festgelegt (§ 11 Absatz 2 Satz 3). Diese Ab-

grenzung zum Düngerecht beinhaltet u. a. die Vereinheitlichung von Schadstoffgrenzwerten 

für alle dem Düngerecht unterliegenden Materialien, wie Düngemittel und Bodenverbesse-

rungsmittel, unabhängig davon, ob es sich um Materialien handelt, die auf Abfällen basieren 

oder aus Primärrohstoffen hergestellt werden. Die Schadstoffparameter und -grenzwerte für 

alle dem Anwendungsbereich des Düngerechts unterliegenden Materialien erlangen zum 

01.01.2015 auch für Bioabfälle Gültigkeit. 

Insofern wird die neue Bioabfallverordnung keine Bestimmungen mehr für die bodenbezoge-

ne Verwertung von Bioabfällen enthalten, welche schon durch das Düngerecht geregelt sind 

und hierdurch bereits eine ordnungsgemäße und schadlose Verwertung gewährleistet wird 

(z.B. Verwertung zu Düngezwecken). 
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Seuchen- und Phytohygiene, biologische Stabilisierung 

Für die bodenbezogen zu verwertenden Bioabfälle gelten die umfassenden und detaillierten 

Anforderungen an die Seuchen- und Phytohygiene der Bioabfallverordnung bereits derzeit 

als beispielgebend und sind Muster auch für andere organische Materialien, die auf Flächen 

aufgebracht werden. Die konkreten Behandlungs- und Untersuchungsvorgaben zur Gewähr-

leistung der seuchen- und phytohygienischen Unbedenklichkeit von Bioabfällen zur boden-

bezogenen Verwertung sollen auch künftig Bestandteil der neuen Bioabfallverordnung blei-

ben (soweit entsprechende Anforderungen des Düngerechtes den abfallspezifischen Anfor-

derungen nicht bereits Rechnung tragen). 

Ebenso sollen weiterhin Bestimmungen zur biologischen Stabilisierung der auf Böden aufzu-

bringenden Bioabfälle in der neuen Bioabfallverordnung enthalten sein, um Beeinträchtigun-

gen des Wohls der Allgemeinheit durch Zersetzungsprozesse und Geruchsbelastungen zu 

vermeiden. 

 

Anforderungen an die Qualitätssicherung 

Für die Verwertung biogener Abfallmaterialien ist neben § 11 auch § 12 KrWG von zentraler 

Bedeutung, der die Rahmenbedingungen bestimmt, die bei der Einrichtung von privatwirt-

schaftlichen Qualitätssicherungssystemen im Hinblick auf die Bioabfallverwertung zu beach-

ten sind. 

Es ist erforderlich, den gesetzlichen Rahmen des § 12 KrWG zur Qualitätssicherung durch 

die Bestimmungen der neuen Bioabfallverordnung zu konkretisieren. Aufgrund der durch die 

privatwirtschaftliche Qualitätssicherung erfolgenden Entlastung der abfallrechtlichen Über-

wachung sollen, wie bisher, Privilegierungen insbesondere bei den Nachweis- und Doku-

mentationspflichten vorgesehen werden. 

 


